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Gesetz
über die Anwendung des Rechts 

auf internationale zivil-, familien- und arbeitsrechtliche Beziehungen 
sowie auf internationale Wirtschaftsverträge

— Rechtsanwendungsgesetz —

vom 5. Dezember 1975

§ 1

Grundsatz
Die gesetzliche Regelung über die Anwendung des Rechts 

auf internationale zivil-, familien- und arbeitsrechtliche Be­
ziehungen sowie auf internationale Wirtschaftsverträge erfolgt 
auf der Grundlage der allgemein anerkannten Normen des 
Völkerrechts: Sie dient der ordnungsgemäßen Gestaltung die­
ser Rechtsbeziehungen mit internationalem Charakter und 
sichert die verfassungsmäßig garantierten Rechte der betei­
ligten Staatsbürger und Betriebe der Deutschen Demokrati­
schen Republik.

§ 2

Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz bestimmt, welches Recht auf Verhältnisse 

des Zivil-, Familien- und Arbeitsrechts mit internationalem 
Charakter sowie auf Rechtsverhältnisse des internationalen 
Wirtschaftsverkehrs anzuwenden ist.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind nicht anzuwen­
den, soweit in für die Deutsche Demokratische Republik ver­
bindlichen völkerrechtlichen Verträgen etwas anderes fest­
gelegt ist.

§3
Verweisung

Wird durch das Recht eines anderen Staates, auf das die 
Bestimmungen dieses Gesetzes verweisen, auf das Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik zurückverwiesen, so ist 
dieses anzuwenden. ,

§4
Nichtanwendung des Rechts anderer Staaten

Gesetze und andere Rechtsvorschriften eines anderen Staa­
tes werden nicht angewandt, soweit ihre Anwendung mit den 
Grundprinzipien der Staäts- und Rechtsordnung der Deut­
schen Demokratischen Republik unvereinbar ist. In diesem 
Falle sind die entsprechenden Rechtsvorschriften der Deut­
schen Demokratischen Republik anzuwenden.

§ 5
Rechtsanwendung bei Staatenlosen 

oder Bürgern mit mehrfacher Staatsbürgerschaft
Ist nach den Bestimmungen dieses Gesetzes die Staatsbür­

gerschaft für das anzuwendende Recht maßgeblich, so ist
a) bei Staatenlosen das Recht des Staates anzuwenden, in 

dem sie ihren Wohnsitz oder Aufenthalt haben oder zu 
der maßgeblichen Zeit gehabt haben;

b) bei Bürgern mit mehrfacher Staatsbürgerschaft, wenn 
sie zugleich auch Staatsbürger der Deutschen Demokrati­
schen Republik sind, das Recht der Deutschen Demokra­
tischen Republik anzuwenden ;•

c) bei Bürgern mit mehrfacher Staatsbürgerschaft, wenn sie 
nicht zugleich auch Staatsbürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik sind, das Recht des Staates anzu­
wenden, zu dem die engere Beziehung besteht.

§ 6

Handlungsfähigkeit von Bürgern anderer Staaten
(1) Die Fähigkeit eines Bürgers, durch eigenes Handeln 

Rechte und Pflichten begründen zu können, wird durch das 
Recht des Staates bestimmt, dessen Bürger er ist.

(2) Die Begründung von Rechten und Pflichten aus Verträ­
gen und anderen Rechtsgeschäften durch Bürger anderer 
Staaten und Staatenlose in der Deutschen Demokratischen Re­
publik ist wirksam erfolgt, wenn die Voraussetzungen für die 
Handlungsfähigkeit nach dem Recht der Deutschen Demokra­
tischen Republik vorliegen.

§7
Entmündigung und Todeserklärung

Auf die Entmündigung oder die Todeserklärung von Bür­
gern anderer Staaten oder Staatenlosen ist das Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik anzuwenden, soweit die 
Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik für das Ver­
fahren zuständig sind.

§ 8

Rechtsfähigkeit von Betrieben
Die Rechtsfähigkeit von Betrieben einschließlich ihrer An­

erkennung als juristische Personen richtet sich nach dem 
Recht des Staates, durch das ihre Rechtsstellung bestimmt 
wird.

§9
Eigentum an Grundstücken und Gebäuden

Auf das Eigentum und andere Rechte an Grundstücken und 
Gebäuden, insbesondere auf das Entstehen, die Veränderung 
oder das Erlöschen, ist das Recht des Staates anzuwenden, in 
dem sich die Grundstücke und Gebäude befinden.

§ 1 0

Eigentum an beweglichen Sachen
Auf das Eigentum an beweglichen Sachen, die sich auf dem 

Transport befinden, ist das Recht des Absendeortes anzu­
wenden.

§ 1 1

Rechte an Schiffen und Luftfahrzeugen
(1) Auf das Eigentum und andere Rechte an Schiffen und 

Luftfahrzeugen ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem 
das Schiff oder das Luftfahrzeug registriert ist.

(2) Für die Entstehung von Schiffsgläubigerrechten ist das 
Recht des Staates maßgeblich, in dessen Hoheitsgebiet sich 
das Schiff befindet. Befindet sich das Schiff-auf dem Offenen 
Meer, ist das Recht des Staates anzuwenden, dessen Flagge 
das Schiff führt.

§ 1 2

Rechtsanwendung auf Verträge
(1) Wurde zwischen den Partnern von internationalen Wirt­

schaftsverträgen eine Vereinbarung über das anzuwendende


